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BVMB zum Bundeshaushalt 2024  

Nach den Haushaltsberatungen ist vor den Haushaltsberatungen 

„Der Haushalt 2024 gibt kein ausreichendes Signal der Verlässlichkeit“, meint Michael Gilka, Haupt-
geschäftsführer der Bundesvereinigung Mittelständischer Bauunternehmen e.V. (BVMB), zur vorgese-
henen Verabschiedung des Bundeshaushalts für das Jahr 2024. Das Kommunikationsdesaster nach 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 und die nicht deutlich erkennbare 
Strategie für die Zukunftsinvestitionen tragen nicht zur Zuversicht in der Baubranche bei, so der Ver-
bandsvertreter weiter. Deutschland und die Unternehmen brauchen eine verlässliche, planungssi-
chere Finanzpolitik und in der Folge auch Investitionsentscheidungen, damit sie unter den gegebe-
nen Rahmenbedingungen einen erneuten Aufbruch auf einen Wachstumspfad beschreiten können, 
so wie es zuletzt bereits die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft in einem Brief an Bundeskanz-
ler Scholz angemahnt haben. 

Infrastrukturfonds im Grundgesetz verankern 

Die vor uns liegenden Herausforderungen, insbesondere die Transformation der Wirtschaft und die 
damit notwendigen Anpassungen erfordern ein Überdenken der Schuldenbremse, die in dieser ak-
tuellen Konstellation zu einer „Wachstums- und Transformationsbremse“ mutiert ist. Trotz vieler Kritik-
punkte an der bestehenden Regelung u. a. der willkürlichen Festlegung des erlaubten Defizits und 
dem Fehlen eines allgemein anerkannten Verfahrens zu Berechnung des Defizits hat diese ihre Da-
seinsberechtigung und verhindert die in der Politik vorherrschende Kurzfristorientierung. Damit ist sie 
ein sinnvolles Instrument, um die Regierung und die Kanzlermehrheit im Parlament daran zu erinnern, 
dass nachhaltige Finanzpolitik nicht dauerhaft und nur in Ausnahmefällen über die Aufnahme von 
Schulden zu erfolgen hat. Das Urteil der Richter in Karlsruhe hat also die Bundesregierung genötigt, 
politische Entscheidungen zu treffen und nicht einige unliebsame weiter vor sich herzuschieben. Für 
die restliche Legislaturperiode darf nicht der Stillstand in Deutschland verwaltet werden, so Gilka.  
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Die „Fortschrittskoalition“ sollte ihrem Namen alle Ehre machen und nicht dauerhaft – um bei der oft 
zitierten Ampelmetaphorik zu bleiben, auf Rot schalten, so der Hauptgeschäftsführer pointiert. 

Öffentliche Investitionen verbessern die Produktionsbedingungen in der Zukunft 

Der eingebrachte Vorschlag von Prof. Michael Hüther, Direktor des Instituts der deutschen Wirtschaft 
(IW) in Köln, einen „Transformations- und Infrastrukturfonds“ (TIF) mit eigener Kreditermächtigung zu 
schaffen – in Analogie zum Sondervermögen der Bundeswehr – könnte ein diskussionswürdiger Schritt 
in die richtige Richtung sein. Klar ist, dass einige damit zusammenhängenden Fragen nicht nur recht-
licher, sondern auch politischer Natur sind, die vorher geklärt werden müssen. Dem Ziel, eine trans-
parente und nachvollziehbare Finanzierung der Zukunftsinvestitionen, die der Schuldenbremse unter-
liegt, zu schaffen, kommen wir damit aber ein Stück näher. Hier geht es, so Gilka, um strategische 
Investitionen in die Zukunft unseres Wirtschaftsstandortes, die einen längeren Zeithorizont als lediglich 
einer Legislaturperiode bedürfen. Das jährliche „Zittern“ um die zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel hätte so ein Ende. Es sind jetzt mit Blick auch auf den anstehenden Bundeshaushalt 2025 grund-
legenden Weichenstellungen vorzunehmen, damit die Unternehmen, aber auch die öffentliche 
Hand und die ausführenden Stellen ihre Ausschreibungen auf den Markt bringen können und nicht 
das Klima der Verunsicherung und der anhaltende Vertrauensverlust in das Regierungshandeln wei-
ter fortbesteht.  
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B Die BVMB ist ein bundesweit tätiger, tarifpolitisch ungebundener Wirtschaftsverband, der die 
Wirtschafts-, Markt- und Wettbewerbsinteressen seiner mittelständischen Mitgliedsunterneh-
men auf politischer Ebene sowie gegenüber Auftraggebern aus allen Baubereichen vertritt. 
Bereits seit 1964 setzt sich die Bundesvereinigung Mittelständischer Bauunternehmen e.V. 
(BVMB) für die Interessen der mittelständischen Bauwirtschaft ein. Unsere Mitgliedsunterneh-
men erwirtschaften mit ihren insgesamt mehr als 250.000 Mitarbeitern ein Umsatzvolumen von 
rund 30 Mrd. Euro pro Jahr. Aufgrund der Strukturen unserer Mitgliedsunternehmen – von klei-
neren und größeren – bis hin zu sehr großen Straßen-, Brücken-, Hoch-, Erd-, Gleisbau- oder 
Bahnsicherungsunternehmen sowie deren Lieferanten, deckt die BVMB einen Großteil des 
Spektrums der deutschen Bauwirtschaft ab.  

 


